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Lecke Waggons im Weiler Güterbahnhof
Vor den Toren Basels häufen sich die Havarien von Gefahrguttransporten. Welche Folgen kann das haben?

Peter Schenk

Mitte Juni war es wieder einmal
so weit. Innert nur einer Woche
musste die Weiler Feuerwehr
zweimal ausrücken, weil im Gü-
terbahnhof, wenige Kilometer
nördlich von Basel, ein Kessel-
waggon leckte. In den vergan-
genen drei Jahren kam es dort
zu mehr als zehn ähnlichen
Zwischenfällen. Manchmal ist
auch Efringen-Kirchen betrof-
fen, wo bisweilen Güterzüge ab-
gestellt werden. Ende Juli rauch-
te dort eine Lok, weil ihr Trafo
überhitzt war. Sie konnte von
den angehängten Kesselwagen
abgekoppelt werden. Gefahr soll
nicht bestanden haben.

Seit 2018 sind die Probleme
am südlichen Abschnitt der
Rheintalbahn Thema einer Be-
gleitgruppe, in der die betroffe-
nen Gemeinden, der Landkreis
Lörrach und die Deutsche Bahn
(DB) vertreten sind. Es wurde
unter anderem beschlossen, im
Güterbahnhof zwei zusätzliche
Hydranten für Löschwasser ein-
zurichten. Auch die Ausbildung
der Feuerwehr für derartige
Zwischenfälle wurdeverbessert.
Offen ist noch, ob ein Bereich
für havarierte Züge eingerichtet
wird. Dies soll laut der Medien-
stelle des Landkreises geprüft

werden, wenn die Arbeiten am
neuen dritten und vierten Gleis
abgeschlossen sind.

Den erwähnten Havarie-
Bereich nennt auch die Weiler
Hauptamtsleiterin Annette Hu-
ber als Ziel. Sie schreibt: «Mit
den bisher umgesetzten Mass-
nahmen sind wir zumindest
nicht unzufrieden.» Die zustän-

digen Organisationen wie die
Feuerwehr oder die DB seien
gut vorbereitet und die Inter-
ventionszeiten verkürzt wor-
den. «Bisher haben sie es im-
mer geschafft, die auslaufen-
den Stoffe aufzufangen.»
Grund für die Häufung der
Zwischenfälle ist die geografi-
sche Lage vor der Grenze zur

Schweiz. Manchmal können die
Güterzüge noch nicht weiter-
fahren und werden erstmals
nach dem Verladen kontrolliert.

In Weil wohnt die Bevölke-
rung nur wenige hundert Meter
vom Güterbahnhof entfernt.
Huber räumt ein: «Ein Restrisi-
ko bleibt bestehen.» Auch Basel
könnte betroffen sein. Für den

Fall eines grösseren Zwischen-
falls wie der Explosion eines
Kesselwagens könne das Risiko
nicht ausgeschlossen werden,
«dass ein Ereignis im grenz-
nahen Ausland Folgen für Ba-
sel hat», teilt das Basler Gesund-
heitsdepartement (GD) mit.
Ähnlich äussert sich das Bun-
desamt für Verkehr, wenn es

auch darauf verweist, dass die
vorherrschende Windrichtung
in Basel nicht Norden sei.

In der erwähnten Begleit-
gruppe ist Basel nicht ver-
treten. Das GD argumentiert,
bei einem Zwischenfall wer-
de Basel über grenzübergrei-
fende Informationsstrukturen
der Oberrheinkonferenz (ORK)
informiert. Bei der Durchfahrt
im Badischen Bahnhof vertraut
es auf die Sicherheitsmass-
nahmen, die beim Ausbau der
Rheintalbahn vorgesehen sind
(die bz berichtete).

Für die DB sind «Gefahrgut-
transporte auf der Schiene deut-
lich sicherer als Transporte auf
der Strasse», teilt eine Spreche-
rin mit. Alle Gefahrgutvorschrif-
ten würden eingehalten: «Die
jeweiligen Eisenbahnverkehrs-
unternehmen haben die Pflicht,
ihre Güterzüge zu kennzeichnen
und sie entsprechend der Ge-
fahrgutverordnung Eisenbahn
zu sichern.»

Ob sie das machen, ist eine
andere Frage. Für die Stadt
Weil am Rhein bringt es Annet-
te Huber auf den Punkt: «Für
eine Reduzierung der Ereignis-
se wäre es aber auch erforder-
lich, dass die Unternehmen ihre
Wagen- und Tanktechnik gut in
Stand halten.»

Ein häufiger Anblick: Die Weiler Feuerwehr muss im Güterbahnhof eingreifen. Bild: Nicole Nars-Zimmer (21.1.2019)
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Pro

Ein Vater fasst sich ans Herz und
will der Schule seiner Kinder ein
Gerät spenden, das den CO2-
Gehalt in der Luft misst. In einer
Zeit, in der die Eigenverantwor-
tung gross geschrieben und
oft als Egoismus gelesen wird,
ist das eine grosszügige Geste.
Aber anstatt die Initiative
dankend anzunehmen, verbie-
tet das Erziehungsdepartement
(ED) das Gerät. Wenn man nett
urteilt, ist es eine Nivellierung
nach unten. Wäre man böse,
müsste man sagen: Das ED mag
es nicht, die eigenen Versäum-
nisse so drastisch aufgezeigt
zu sehen. Im Baselbiet sind die
Lehrpersonen froh, wurden
500 Geräte angeschafft. Nach
eineinhalb Jahren Pandemie
dürften langsam zwei Erkennt-
nisse durchsickern: Kantönli-
geist verliert und Aerosole gibt
es wirklich. Zudem ist es
Mumpitz, von unterschiedli-
chen Coronaregeln zu reden.
Das Gerät zeigt einfach an,
wann man lüften soll. Auch jede
Basler Schulklasse darf ein
Gerät ausleihen. Es braucht
schon fortgeschrittenen Etatis-
mus, um hier eine Ungleich-
behandlung zu wittern.

Das Engagement des Vaters ist
doch vor allem als eines zu
deuten: als Ausdruck der
Sorge. Kein Wunder. Aktuell

wird praktisch das gesamte
Coronamanagement den
Eltern überantwortet. Ob
impfunwillige Kita-Leiterin-
nen, testskeptische Miteltern
oder beim Lüften nachlässige
Lehrer: Die Konsequenzen
nach einem Ausbruch in der
Klasse müssen die Eltern
tragen. Stets bereit, alles fallen
zu lassen und die Familie auf
Quarantäne oder sogar Isola-
tion einzuschwören. Ist es nicht
völlig verständlich, wenn sich
einzelne Engagierte dann nach
kreativen und niederschwelli-
gen Lösungen umsehen, um so
etwas zu verhindern? Und
dann sogar selber berappen,
wofür schon im Nachbarkan-
ton der Staat besorgt ist?

Elterliche Interventionen in
den Schulalltag sind heikel und
deshalb einzeln zu beurteilen.
Selbst diese hier muss man
nicht uneingeschränkt gut
finden. Aber mindestens
verstehen sollte man sie.

Contra

Gegen Eltern, die sich aktiv am
Schulleben ihrer Kinder betei-
ligen, die sich interessieren
und einbringen, ist nichts
einzuwenden. Im Gegenteil.

Es gibt jedoch Grenzen. Das
Engagement der Eltern muss
sich auf ihre eigenen Kinder
beschränken. So gut das Ange-
bot eines Vaters gemeint ist,
der Klasse seines Kindes ein
CO2-Messgerät zu schenken:
Er überschritt diese Grenze,
und das Erziehungsdeparte-
ment hat seinem Vorhaben zu
Recht eine Abfuhr erteilt.

Es ist Eltern unbenommen,
ihre Kinder mit den besten
Schutzmasken auszurüsten, sie
zur Schule zu fahren, ihnen
Nachhilfeunterricht zu zahlen,
viele Kuchen für Geburtstage
zu backen, eine goldene Füllfe-
der zu kaufen und sie trendig
einzukleiden. Mehr liegt aber
nicht drin, so lange die Verant-
wortung für die Bildung in die
Hände des Staats gelegt wird.
Ansonsten gäbe es zwangsläu-
fig einen Wildwuchs an Ideen
und Unterstützungsmöglich-
keiten für Eltern: die Bezah-
lung neuer Computer für die
Klasse, neue Möbel fürs Klas-
senzimmer, Geld für eine
zusätzliche Lektion Mathema-
tik oder die Finanzierung eines

Religionslehrers. In staatlichen
Schulen muss der Staat zwin-
gend das Handlungsprimat
behalten. Ausnahmslos. Und er
muss die Chancengleichheit
wahren. Um jeden Preis.

Ja, dieser Staat mutet in der
Coronapandemie vielen Men-
schen viel zu. Besonders den
Eltern, die sich in diesen Tagen
so flexibel zeigen müssen wie
kaum je und an ihre Belas-
tungsgrenzen kommen. Und
ja, dieser Staat hat in der
Pandemie im Bildungsbereich
keine gute Falle gemacht,
schien hilflos und im Kantönli-
geist verhaftet.

Am Prinzip der staatlichen
Hoheit aber darf im Bildungswe-
sen nicht gerüttelt werden. Man
kann im Übrigen getrost darauf
vertrauen, dass die Lehrkraft
oder die zu Eigenständigkeit
erzogenen Kinder bei stickiger
Luft von selbst auf die Idee
kommen, die Fenster zu öffnen.

Über das Für und Wider
von elterlichen Interventionen
Das Engagement eines Vaters an einer Basler Schule spaltet auch die bz-Redaktion.

Knapper Schulraum:
Rüge für Kanton und Riehen
Im Streit um den Schulraum im Niederholzquartier
kritisiert die Petitionskommission die Behörden.

Nächste Runde in der Diskus-
sion um den knappen Schul-
raum im Niederholzquartier.
Nachdem vergangene Woche im
Riehener Einwohnerrat zum
wiederholten Male klar gewor-
den war, dass zwischen Gemein-
de und Kanton Uneinigkeit
besteht, bemängelt nun die Pe-
titionskommission des Grossen
Rats die ihrer Meinung nach
mangelhafte Kommunikation
der Riehener und kantonalen
Behörden. Als Antwort auf eine
Petition mit 637 Unterschriften,
die eine koordinierte Gesamt-
planung für den Schulraum im
Quartier fordert, schildert die
Petitionskommission nach An-
hörung der involvierten Stellen
ihren Eindruck: Lehrer-, Schü-
ler- und Elternschaft von Pri-
marschule und Tagesstruktur
sowie die Anwohnenden sind
nicht ausreichend vom Kanton
und von der Gemeinde über de-
ren Vorhaben und Pläne infor-
miert respektive in die Planung
einbezogen worden.

Die Zusammenarbeit und
die Koordination zwischen der
GemeindeunddemErziehungs-
departement und dem Finanz-
departement des Kantons
verliefen gemäss Kommission
«grundsätzlich gut». In Sachen
Kommunikation gegen aussen
bestehe aber ein Problem, dass
es zu beheben gelte.

KommissiongibtPetenten
teilweise recht
Die Kommissionsmitglieder
schreiben die Petition nicht, wie
dies meistens passiert, als «er-

ledigt» ab, sondern beauftra-
gen die Regierung, zu prüfen,
«ob ein mediativer Prozess zwi-
schen den verschiedenen oben
erwähnten Interessengruppen
und Vertretenden der kanto-
nalen Verwaltung und der Ge-
meinde Riehen angestossen
werden könnte, der eine Aus-
sprache möglich machen wür-
de». Zudem soll geprüft werden,
wie in einem nächsten Schritt
ein Mitwirkungsverfahren aus-
sehen könnte, das neben den
Schülerinnen und Schülern und
deren Eltern auch die Anwoh-
nenden involviert.

Die Petitionskommission
will in Anlehnung an die Forde-
rung der Petenten von der Re-
gierung wissen, wie eine nach-
haltige und koordinierte Ge-
samtplanung von Kanton und
Gemeinde beim Areal des Nie-
derholzschulhauses aussehen
könnte.

Mit der unmissverständli-
chen Antwort der Petitionskom-
mission wird nun noch deutli-
cher, dass die Zusammenarbeit
und der Blick für das grosse
Ganze über die Einzelinteressen
der Gemeinde und des Kantons
hinweg doch nicht so gut funk-
tionieren, wie dies zuletzt von
derPolitikmehrfachbetontwur-
de. Mit den Ausführungen der
Kommission steht nun vor allem
der Kanton in der Pflicht, Optio-
nen aufzuzeigen, wie dank sei-
ner Mithilfe die Schulraumpro-
bleme der Gemeinde im Quar-
tier behoben werden können.
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